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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Mutter und Kind — 
Schutz des ungeborenen Lebens“ 


A. Zielsetzung 

Um den Schutz des ungeborenen Lebens zu verbessern, soll 
eine Bundesstiftung errichtet werden mit dem Ziel, werden- 
den Müttern in Not durch finanzielle Hilfen die Fortsetzung 
der Schwangerschaft zu erleichtern. 


B. Lösung 

Die Bundesstiftung soll durch Zuwendung von Mitteln an Ein- 
richtungen in den Ländern ermöglichen, daß werdenden Müt- 
tern, die sich wegen einer Notlage an eine anerkannte Bera- 
tungsstelle nach § 218 b StGB wenden, Hilfen gewährt werden 
können. Mit diesen soll individuellen Notsituationen wirksam 
begegnet werden, in denen andere Hilfen nicht ausreichen. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Stiftung wird aus dem Bundeshaushalt im Jahr 1984 einen 
Betrag von 25 Millionen DM, in den Jahren 1985 bis 1988 jähr- 
lich 50 Millionen DM und in den Folgejahren Mittel in Höhe 
der dafür im Bundeshaushalt veranschlagten Ausgaben erhal- 
ten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. April 1984 

14 (32) — 231 00 — Schu 2/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Gesetzes zur Errichtung einer Stiftung „Mutter und Kind — Schutz des 
ungeborenen Lebens“ mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 534. Sitzung am 6. April 1984 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus der Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Errichtung einer 

Stiftung „Mutter und Kind — Schutz des ungeborenen Lebens“ 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Errichtung und Sitz 

(1) Es wird eine rechtsfähige Stiftung des Öffentli- 
chen Rechts „Mutter und Kind — Schutz des unge- 
borenen Lebens“ errichtet. Die Stiftung entsteht 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Der Sitz der Stiftung ist Bonn. 


§2 

Stiftungszweck 

(1) Zweck der Stiftung ist es, Mittel zur Verfü- 
gung zu stellen für ergänzende Hilfen, die werden- 
den Müttern, die sich wegen einer Notlage an eine 
anerkannte Beratungsstelle nach § 218 b des Straf- 
gesetzbuches wenden, gewährt oder für die Zeit 
nach der Geburt zugesagt werden, um ihnen die 
Fortsetzung der Schwangerschaft zu erleichtern. 

(2) Auf Leistungen auf Grund dieses Gesetzes be- 
steht kein Rechtsanspruch. 

§3 

Zuwendungsempfänger 

Die Stiftung vergibt die Mittel nach Maßgabe des 
Satzes 2 an Einrichtungen in den Ländern, die im 
Rahmen des Stiftungszwecks (§ 2 Abs. 1) landesweit 
tätig sind und dabei keine hoheitlichen Befugnisse 
wahrnehmen. Haben sich Einrichtungen der in 
Satz 1 bezeichneten Art aus mehreren Ländern zu- 
sammengeschlossen, sollen die Zusammenschlüsse 
die auf die betreffenden Länder entfallenden Mittel 
erhalten; die auf die übrigen Länder entfallenden 
Mittel erhält jeweils eine Einrichtung je Land. 


§4 

Verwendung der Stiftungsmittel 

(1) Aus Mitteln der Stiftung können für Aufwen- 
dungen, die im Zusammenhang mit der Schwanger- 
schaft und der Geburt sowie der Pflege und Erzie- 
hung eines Kleinkindes entstehen, Hilfen gewährt 
werden, insbesondere für 


1. die Erstausstattung des Kindes, 

2. die Weiterführung des Haushalts, 

3. die Wohnung und Einrichtung, 

4. die Betreuung des Kleinkindes. 

(2) Leistungen aus Mitteln der Stiftung dürfen 
nur gewährt oder zugesagt werden, wenn die Hilfe 
auf andere Weise nicht oder nicht rechtzeitig mög- 
lich ist oder nicht ausreicht. 

(3) Nähere Einzelheiten regeln die Richtlinien. 


§5 

Steuer- und Pfändungsfreiheit, 
Verhältnis zu anderen Sozialleistungen 

(1) Leistungen, die einer werdenden Mutter aus 
Mitteln der Stiftung im Rahmen des Stiftungs- 
zwecks (§ 2 Abs. 1) gewährt werden, unterliegen 
nicht der Einkommensteuer. Sie sind nicht pfänd- 
bar. Wird eine Geldleistung auf das Konto der wer- 
denden Mutter bei einem Geldinstitut überwiesen, 
gilt § 55 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch ent- 
sprechend. 

(2) Leistungen der in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Art bleiben als Einkommen unberücksichtigt, wenn 
bei Sozialleistungen auf Grund von Rechtsvor- 
schriften die Gewährung oder die Höhe dieser Lei- 
stungen von anderem Einkommen abhängig ist. 


§6 

Stiftungsvermögen 

(1) Der Bund stellt der Stiftung im Jahr 1984 25 
Millionen Deutsche Mark, in den Jahren 1985 bis 
1988 jährlich 50 Millionen Deutsche Mark und in 
den Folgejahren Mittel in Höhe der für diesen 
Zweck im Haushaltsplan veranschlagten Mittel für 
die Erfüllung des Stiftungszwecks zur Verfügung. 

(2) Von den ab 1985 der Stiftung zufließenden 
Bundesmitteln können jährlich bis zu 1 Million 
Deutsche Mark zum Aufbau eines Stiftungsvermö- 
gens verwendet werden. Bundesmittel, die von der 
Stiftung bis zum Abschluß eines Haushaltsjahres 
weder für die Erfüllung des Stiftungszwecks ausge- 
geben noch für den Aufbau eines Stiftungsvermö- 
gens verwendet worden sind, fließen in den Bundes- 
haushalt zurück. 

(3) Die Stiftung ist berechtigt, Zuwendungen von 
dritter Seite anzunehmen. 
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§7 

Satzung 

Die Stiftung kann eine Satzung erlassen, die vom 
Stiftungsrat beschlossen wird. 


§8 

Stiftungsorgane 

Organe der Stiftung sind der Stiftungsrat, der Ge- 
schäftsführer und das Kuratorium. 


§9 

Stiftungsrat 

(1) Der Stiftungsrat besteht aus 

1. vier Vertretern des Bundesministeriums für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit, 

2. einem Vertreter des Bundesministeriums der Fi- 
nanzen, 

3. vier Mitgliedern, die vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit auf Vorschlag 
der in § 3 genannten Zuwendungsempfänger be- 
rufen werden. 

(2) Der Stiftungsrat wählt aus den Vertretern des 
Bundesministeriums für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit seinen Vorsitzenden und dessen Stellver- 
treter. 

(3) Für jedes Mitglied ist ein Vertreter zu bestel- 
len. 

(4) Die Mitglieder des Stiftungsrates nach Ab- 
satz 1 Nr. 3 und deren Vertreter werden auf die 
Dauer von zwei Jahren berufen. Wiederholte Beru- 
fung ist zulässig. Scheidet ein Mitglied vorzeitig 
aus, ist für den Rest seiner Amtszeit ein Nachfolger 
zu berufen. 

(5) Der Stiftungsrat beschließt über alle grund- 
sätzlichen Fragen, die zum Aufgabenbereich der 
Stiftung gehören, insbesondere über die Feststel- 
lung des Haushaltsplans und die Jahresrechnung. 
Er stellt nach Anhörung der in § 3 genannten Zu- 
wendungsempfänger Richtlinien für die Vergabe 
und Verwendung der Stiftungsmittel auf und über- 
wacht die Tätigkeit des Geschäftsführers. Er wählt 
für die Dauer von zwei Jahren zwei Rechnungsprü- 
fer. 

(6) Der Stiftungsrat ist beschlußfähig, wenn mehr 
als die Hälfte seiner Mitglieder anwesend ist. 

(7) Der Stiftungsrat faßt seine Beschlüsse mit ein- 
facher Mehrheit; bei Stimmengleichheit entschei- 
det die Stimme des Vorsitzenden. 


§ 10 

Geschäftsführer 

(1) Der Vorsitzende des Stiftungsrats bestellt ei- 
nen Geschäftsführer. 

(2) Der Geschäftsführer führt die laufenden Ge- 
schäfte der Stiftung, insbesondere führt er die Be- 
schlüsse des Stiftungsrates aus. Er ist ferner für die 
Vergabe der Stiftungsmittel und für die Überwa- 
chung ihrer zweckentsprechenden und wirtschaftli- 
chen Verwendung verantwortlich. Er vertritt die 
Stiftung gerichtlich und außergerichtlich. 

§11 

Kuratorium 

(1) Das Kuratorium besteht aus 

1. zwei Vertretern der Kirchen, 

2. sechs Vertretern der Bundesverbände der 
Freien Wohlfahrtspflege, 

3. je einem Vertreter der Stiftungen in den Län- 
dern, die im Rahmen des Stiftungszwecks (§ 2 
Abs. 1) landesweit tätig sind, 

4. je einem Vertreter der Kommunalen Spitzenver- 
bände, 

5. einem Vertreter der Arbeitsgemeinschaft der 
Deutschen Familienorganisationen, 

6. einem Vertreter des Deutschen Frauenrats, 

7. einem Vertreter der Ärzteschaft, 

8. bis zu acht weiteren Mitgliedern. 

(2) Die Mitglieder des Kuratoriums werden vom 
Vorsitzenden des Stiftungsrats für die Dauer von 
vier Jahren berufen. Das Kuratorium wählt aus sei- 
ner Mitte den Vorsitzenden. 

(3) Das Kuratorium berät den Stiftungsrat bei der 
Erfüllung seiner Aufgaben. 

§ 12 

Aufsicht 

Die Stiftung untersteht der Rechtsaufsicht des 
Bundesministers für Jugend, Familie und Gesund- 
heit. 

§ 13 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 

§ 14 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Es gehört zu einer Gesellschaft der Mitmenschlich- 
keit, die schwächste Form des menschlichen Le- 
bens — das ungeborene Leben — besonders zu 
schützen. „Wir müssen mehr tun für den Schutz des 
ungeborenen Lebens“ (Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers vom 4. Mai 1983). Die Errichtung 
der Bundesstiftung „Mutter und Kind — Schutz des 
ungeborenen Lebens“ dient diesem Ziel. Die Bun- 
desregierung will durch weitere Maßnahmen die 
Bedingungen für das ungeborene Leben verbessern 
und seinen Schutz stärken. Sie will insbesondere 
die Lage der Mütter verbessern und die Benachtei- 
ligung der Familien mit Kindern abbauen. 

Die Tatsache, daß nach den Unterlagen des Statisti- 
schen Bundesamtes 77 v. H. der gemeldeten 
Schwangerschaftsabbrüche mit einer „sonstigen 
schweren Notlage“ begründet wurden, macht Aus- 
maß und Dringlichkeit des Problems deutlich. In 
einem Staat mit einem Bruttosozialprodukt von 
über 1,5 Billionen DM dürfen insbesondere wirt- 
schaftliche Gründe nicht den Entschluß zum 
Schwangerschaftsabbruch maßgeblich bestimmen. 
Die Erfahrungen haben gezeigt, daß neben anderen 
Einflußfaktoren die wirtschaftliche Situation und 
die Befürchtung, durch ein Kind unzumutbar bela- 
stet zu sein, in zahlreichen Konfliktfällen eine ge- 
wichtige Rolle spielen können. Finanzielle Maßnah- 
men zur Verbesserung der Lage von werdenden 
Müttern in Not sind daher dringend notwendig. 

Die Stiftung „Mutter und Kind — Schutz des unge- 
borenen Lebens“ stellt ein besonders geeignetes In- 
strument dar, werdenden Müttern trotz vorhande- 
ner Konfliktsituationen durch finanzielle Hilfen die 
Fortsetzung der Schwangerschaft zu erleichtern. 
Durch die Vergabe der Mittel im Zusammenhang 
mit der Beratung nach §218b StGB kann den be- 
sonderen Bedürfnissen des Einzelfalles Rechnung 
getragen werden, kann in der Konfliktsituation 
schnell und wirksam geholfen werden. 

Bereits jetzt leisten Länder, Kirchen und private 
Träger Hilfe für werdende Mütter in Not. Mit der 
Errichtung der Bundesstiftung sollen auch — über 
die von ihr zu gewährenden Leistungen hinaus — 
die Bereitschaft zu freiwilliger Hilfe gestärkt und 
zusätzliche Initiativen angeregt werden. 

Die Zustimmungsbedürftigkeit des Gesetzes ergibt 
sich aus Artikel 105 Abs. 3 in Verbindung mit Arti- 
kel 106 Abs. 3 GG, wonach u. a. Bundesgesetze über 
Einkommensteuer zustimmungsbedürftig sind. 
Eine derartige Regelung ist in § 5 Abs. 1 enthalten. 

Diese Maßnahme wird wegen des geringen Haus- 
haltsvolumens voraussichtlich keine Auswirkungen 
auf Einzelpreise und auf das Preisniveau, insbeson- 
dere auf das Verbraucherpreisniveau haben. 


B. Zu den einzelnen Vorschriften 


Zu§l 

Der Bund macht mit der Errichtung der Stiftung 
von der Möglichkeit des Artikels 87 Abs. 3 Satz 1 
Grundgesetz Gebrauch. Danach können für Angele- 
genheiten, für die dem Bund die Gesetzgebung zu- 
steht, neue bundesunmittelbare Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts durch Bun- 
desgesetz errichtet werden. Die erforderliche Ge- 
setzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus 
Artikel 74 Nr. 7 des Grundgesetzes — öffentliche 
Fürsorge. 


Zu §2 

Nach dem Stiftungszweck sollen die Mittel der Stif- 
tung werdenden Müttern in einer Konfliktsituation 
zugute kommen, in der durch wirtschaftliche Unter- 
stützung eine wirksame Hilfe gegeben werden 
kann, um die Fortsetzung der Schwangerschaft zu 
erleichtern. Bisherige Leistungen der Länder und 
sonstiger Träger sollen, da sie für die Beseitigung 
finanzieller Notlagen werdender Mütter offensicht- 
lich nicht ausreichen, ergänzt werden. Auf Leistun- 
gen aus Mitteln der Stiftung besteht kein Rechtsan- 
spruch. 


Zu §3 

Die Hilfen aus Mitteln der Stiftung sollen den wer- 
denden Müttern nicht unmittelbar durch die Bun- 
desstiftung selbst gewährt werden; Empfänger der 
Bundesmittel sollen vielmehr die in dieser Vor- 
schrift bezeichneten Einrichtungen sein. Dabei er- 
gibt sich aus der Inanspruchnahme der Bundes- 
kompetenz nach Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 des Grund- 
gesetzes, daß insoweit auf seiten der Länder ein 
Tätigwerden in der Form öffentlicher Verwaltung 
nicht in Betracht kommt. Durch die Formulierung 
des § 3 Satz 1 ist zugleich sichergestellt, daß nicht 
Ländereinrichtungen als Unterbau der Bundesstif- 
tung dienen. 

Werdende Mütter in Not können sich, wie auch in 
§ 218 b StGB vorgesehen, an anerkannte Beratungs- 
stellen wenden, um sich dort über die zur Verfü- 
gung stehenden öffentlichen und privaten Hilfen 
für Schwangere, Mütter und Kinder beraten zu las- 
sen. Es liegt nahe, solche Beratungsstellen soweit 
möglich in die Vergabe der Mittel der Stiftung an 
werdende Mütter in Not einzubeziehen. Träger der 
anerkannten Beratungsstellen nach §218b StGB 
sind in erster Linie in der Bundesarbeitsgemein- 
schaft der freien Wohlfahrtspflege zusammenge- 
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schlossene Wohlfahrtsverbände und deren Fachver- 
bände. 

Für die Vergabe der Bundesmittel sollen soweit wie 
möglich bestehende Strukturen und die in der Bera- 
tungstätigkeit gewonnenen Erfahrungen genutzt 
werden. Deshalb kommen dafür über die Wohl- 
fahrtsverbände hinaus Einrichtungen in Betracht, 
die schon jetzt mit vergleichbaren Aufgaben befaßt 
sind. Zu solchen Einrichtungen gehören in mehre- 
ren Ländern landesweit tätige Stiftungen, die Fami- 
lien in Not Hilfe leisten und dabei mit den freien 
Wohlfahrtsverbänden Zusammenarbeiten. 

Die auf die einzelnen Bundesländer entfallenden 
Mittel sollen an einen Zusammenschluß solcher 
Stiftungen und die Bundesarbeitsgemeinschaft der 
freien Wohlfahrtspflege mit der näheren Bestim- 
mung gezahlt werden, sie in diesen Ländern ihrem 
Zweck zuzuführen. 

Auf diese Weise wird für alle Bundesländer sicher- 
gestellt, daß werdenden Müttern in einer Notlage 
möglichst schon bei der Beratung unmittelbar Hilfe 
aus Mitteln der Stiftung gewährt oder zugesagt 
werden kann. Außerdem wird vermieden, daß für 
die Gewährung von Hilfen der Stiftung an einzelne 
werdende Mütter Stellen geschaffen werden müs- 
sen. 


Zu §4 

Die Mittel der Stiftung sollen den jeweiligen Erfor- 
dernissen des Einzelfalles soweit wie möglich ge- 
recht werden. Zur Überwindung aktueller Notlagen 
gehören solche Hilfen, die erforderlich sind, um die 
im Zusammenhang mit Schwangerschaft und Ge- 
burt anfallenden notwendigen Ausgaben bestreiten 
zu können und für die nicht aufgrund anderer Ge- 
setze Leistungen vorgesehen sind. 

Nach den Erkenntnissen, die bisher in den Bera- 
tungsstellen und den bereits bestehenden Stiftun- 
gen in den Ländern gewonnen wurden, kommen 
insbesondere in Betracht 

— Hilfen zur Erstausstattung des Kindes (Wäsche, 
Kleidung und Haushaltsgegenstände), 

— Hilfen zur Haushaltsführung während der 
Schwangerschaft und nach der Geburt, vor al- 
lem Hilfe durch Familienhelferinnen für körper- 
lich oder seelisch überlastete Mütter, 

— Hilfen zur Beschaffung, Einrichtung oder Erhal- 
tung einer familiengerechten Wohnung, 

— Hilfen zur Betreuung des Kindes. 

Absatz 2 soll sicherstellen, daß Hilfen aus Mitteln 
der Stiftung als ergänzende Hilfen verstanden wer- 
den, die nur gegeben werden können, wenn die er- 
forderliche Hilfe auf andere Weise nicht, nicht aus- 
reichend oder nicht rechtzeitig zur Verfügung steht, 
insbesondere auf Grund anderer Rechtsvorschrif- 
ten oder vertraglicher Ansprüche. 


Nähere Einzelheiten über Voraussetzung sowie Art 
und Umfang der Hilfen sollen in Richtlinien gere- 
gelt werden. 


Zu § 5 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß Leistungen 
nach diesem Gesetz steuerfrei bleiben und nicht zu 
einer Minderung von Sozialleistungen führen. 

Die Vorschrift über die Kontenpfändung entspre- 
chend § 55 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch soll 
dem Schutz der Empfängerinnen von Leistungen 
aus Mitteln der Stiftung dienen. 


Zu §6 

Um ihre Aufgaben erfüllen zu können, muß die Stif- 
tung mit entsprechenden Mitteln aus dem Bundes- 
haushalt ausgestattet werden. Der Bund stellt der 
Stiftung jährlich Mittel zur Verfügung, die bis zum 
Jahr 1988 im Gesetz und in den Folgejahren jeweils 
im Haushaltsplan festgelegt werden. Ein Teil der 
Zuschüsse soll dem Aufbau eines Stiftungsvermö- 
gens dienen. 

Neben den Zuschüssen des Bundes soll die Stiftung 
berechtigt sein, auch Spenden Dritter anzunehmen 
und für den Stiftungszweck zu verwenden. Es steht 
den Spendern frei, ihre Zuwendung zum Aufbau 
des Stiftungsvermögens oder für die laufenden Aus- 
gaben der Stiftung zweckgebunden zu geben. 


Zu §7 

Soweit über die Bestimmungen dieses Gesetzes 
hinaus für Organisation und Arbeitsweise der Stif- 
tung ein Regelungsbedarf besteht, ist vorgesehen, 
daß sich die Stiftung eine Satzung geben kann. 


Zu § 8 

Als Organ der Stiftung ist neben dem Stiftungsrat 
und dem Geschäftsführer ein Kuratorium vorgese- 
hen, das den Stiftungsrat bei seiner Arbeit beraten 
soll. 


Zu §9 

Diese Bestimmung betrifft die Zusammensetzung 
des Stiftungsrates, die Vertretung seiner Mitglieder, 
die Berufung und Berufungsdauer, die Aufgaben 
des Stiftungsrates, seine Beschlußfähigkeit und das 
Zustandekommen seiner Beschlüsse. 

Damit die Arbeitsfähigkeit des Stiftungsrats auch 
bei Verhinderung eines oder mehrerer Mitglieder 
gewährleistet ist, soll für jedes ordentliche Mitglied 
ein Vertreter bestellt werden. 
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Zu § 10 

Diese Vorschrift betrifft den Geschäftsführer der 
Stiftung, insbesondere seine Rechte und Pflichten. 


Zu § 11 

In das Kuratorium sollen Persönlichkeiten berufen 
werden, deren Erfahrungen für die Stiftung von be- 
sonderer Bedeutung sind und deshalb in ihre Arbeit 
einfließen sollen. 


Zu § 12 

Die Vorschrift betrifft die Rechtsaufsicht des Bun- 
desministers für Jugend, Familie und Gesundheit 
über die Stiftung. 


Nach § 105 Bundeshaushaltsordnung gelten die dort 
bezeichneten haushaltsrechtlichen Vorschriften 
auch für die Stiftung. Danach hat die Stiftung ins- 
besondere rechtzeitig vor Beginn eines jeden Jah- 
res einen Haushaltsplan aufzustellen. Sie unterliegt 
der Prüfung durch den Bundesrechnungshof. 


Zu § 13 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klau- 
sel. 


Zu § 14 

§ 14 betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes. 


7 



Drucksache 10/1369 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zum Gesetzentwurf 

Der Bundesrat begrüßt die Einrichtung der Bun- 
desstiftung als ergänzenden Beitrag zur Bewäl- 
tigung einer Aufgabe, die nur durch das Zusam- 
menwirken aller Verantwortlichen erfüllt wer- 
den kann. Die Bereitstellung zusätzlicher fi- 
nanzieller Mittel über die Bundesstiftung kann 
die bereits heute vielfältig geleistete Hilfe der 
Länder und Kommunen sowie der Kirchen und 
Wohlfahrtsverbände wirksam ergänzen und zu- 
gleich unterstützen. 

In der Mehrzahl der Bundesländer wurden in 
der Vergangenheit Stiftungen gegründet, die in 
verantwortlicher Mitarbeit der im Bereich der 
Beratung und Hilfevermittlung für werdende 
Mütter besonders erfahrenen und engagierten 
Wohlfahrtsverbände Hilfen für Familien in be- 
sonderen Not- oder Konfliktlagen leisten. Der 
Bundesrat begrüßt die in der Gesetzesvorlage 
zum Ausdruck gebrachte Absicht der Bundesre- 
gierung, für die Vergabe der Mittel der Bundes- 
stiftung soweit wie möglich die in den Ländern 
entwickelten Strukturen zu nutzen und im 
Sinne einer sich wirkungsvoll ergänzenden Auf- 
gabenerfüllung aufeinander abzustimmen. Er 
verbindet hiermit die Erwartung, daß in den 
Ländern, in denen entsprechende Stiftungen be- 
stehen oder eingerichtet werden, diese mit Vor- 
rang als Zuwendungsempfänger gemäß § 3 des 
Gesetzentwurfs für die landesweite Vergabe der 
Bundesstiftungsmittel vorgesehen werden. 


2. Vor§l 
zu §5 
nach § 12 
zu §§ 13, 14 

a) Vor § 1 ist folgende Überschrift einzufügen: 

Artikel 1 

Gesetz zur Errichtung einer Stiftung „Mutter 
und Kind — Schutz des ungeborenen Le- 
bens“' 

b) In der Überschrift zu § 5 sind die Worte 
„Steuer- und“ zu streichen. 

c) In § 5 Abs. 1 sind die Sätze 1 und 2 durch fol- 
genden Satz zu ersetzen: 

„Leistungen, die dem in § 2 Abs. 1 genannten 
Personenkreis aus Mitteln der Stiftung im 
Rahmen des Stiftungszwecks gewährt wer- 
den, sind nicht pfändbar.“ 

d) Nach § 12 ist folgender Artikel 2 einzufügen: 


Artikel 2 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 24. Januar 
1984 (BGBl. I S. 113), zuletzt geändert 
durch . . . (BGBl. IS ), wird wie folgt geän- 

dert: 

In § 3 wird folgende Nummer 17 eingefügt: 
„17. Leistungen, die aus Mitteln 

a) der Stiftung , Mutter und Kind — 
Schutz des ungeborenen Lebens', der 
Stiftungen , Familie in Not' der Län- 
der Baden-Württemberg, Niedersach- 
sen, Rheinland-Pfalz, Schleswig-Hol- 
stein, der Stiftung , Hilfe für Mutter 
und Kind' des Freistaats Bayern, der 
Stiftung ,Hilfe für die Familie' des 
Landes Berlin und 

b) anderer von einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts errichteter 

aa) öffentlich-rechtlicher Stiftungen, 
bb) privatrechtlicher Stiftungen, die 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 des Körper- 
schaftsteuergesetzes steuerbe- 
freit sind, 

deren ausschließlicher Zweck es ist, 
Eltern, Elternteilen, Personen mit be- 
hinderten oder pflegebedürftigen An- 
gehörigen im Sinne des § 15 der Ab- 
gabenordnung oder werdenden Müt- 
tern zur Überwindung einer Notlage 
Hilfe zu leisten, 

im Rahmen ihres Stiftungszwecks ge- 
währt werden;'“. 

e) Die Bezeichnung „§ 13“ ist durch die Bezeich- 
nung „Artikel 3“ zu ersetzen. 

f) Die Bezeichnung „§ 14“ ist durch die Bezeich- 
nung „Artikel 4“ zu ersetzen. 

Begründung zu a) bis f) 
zu a) 

Redaktionelle Anpassung infolge Einfügung 
eines neuen Artikels 2. 

zu b) und c) 

Der Begriff „werdende Mutter“ ist nicht um- 
fassend genug, da Hilfen nach § 4 Abs. 1 auch 
nach der Geburt, z. B. im Zusammenhang mit 
der Pflege und Erziehung eines Kleinkindes, 
gewährt werden sollen. 

zu d) 

Aus rechtssystematischen Gründen ist es 
zweckmäßig, die Steuerbefreiung durch eine 
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Änderung des Einkommensteuergesetzes 
selbst und nicht durch § 5 des vorliegenden 
Entwurfs zu regeln. Im übrigen sieht der Ge- 
setzentwurf nur eine Steuerfreiheit für die 
Leistungen aus Mitteln der Bundesstiftung 
vor. Da diese ihre Leistungen aber nur über 
die in § 3 genannten Einrichtungen in den 
Ländern an den anspruchsberechtigten Per- 
sonenkreis weiterleiten kann, ist es notwen- 
dig, diese weitergeleiteten Mittel, aber auch 
die aus eigenen Mitteln dieser Stiftung ge- 
währten Leistungen, von der Einkommen- 
steuerpflicht freizustellen. 

zu e) und f) 

Notwendige Folgeänderungen mit Rücksicht 
auf die Einfügung von Artikeln. 

3. Zu § 3 Satz 2 

§ 3 Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Die auf die einzelnen Länder entfallenden Mit- 
tel erhält entweder ein Zusammenschluß solcher 
Einrichtungen aus mehreren Ländern oder eine 
Einrichtung je Land.“ 

Begründung 

Zur Vermeidung von Doppelförderungen und 
von Vollzugsschwierigkeiten sind die auf die ein- 
zelnen Länder entfallenden Mittel jeweils nur 
einem Zuschußempfänger zu gewähren. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob es sich bei dem Zuwen- 
dungsempfänger um eine Einrichtung im Sinne 
des § 3 Satz 1 oder einen Zusammenschluß sol- 
cher Einrichtungen handelt. Dies kommt in der 
bisherigen Fassung des Satzes 2 nicht genügend 
klar zum Ausdruck. 

Die Regelungen sind so auszugestalten, daß für 
die Verabe der Bundesmittel die bestehenden 
Strukturen und die bereits gewonnenen Erfah- 
rungen genutzt werden können. Die landesweit 
tätigen Stiftungen, die Familien in Not Hilfe lei- 
sten und dabei mit den freien Wohlfahrtsverbän- 
den Zusammenarbeiten, müssen auch dann Zu- 
wendungen erhalten können, wenn sich ihr Zu- 
sammenschluß zu einer Bundesarbeitsgemein- 
schaft verzögert. Ein Vorrang der Zusammen- 
schlüsse von Einrichtungen ist — auch in Form 
einer Sollvorschrift — weder nötig noch zweck- 
mäßig. 


4. Zu § 4 Abs. 3 

§ 4 Abs. 3 ist wie folgt zu fassen: 

„(3) Nähere Einzelheiten über die Vergabe der 
Mittel an die Zuwendungsempfänger nach § 3 
regeln die Richtlinien.“ 

Begründung 

Klarstellung, daß Länderstiftungen oder son- 
stige Einrichtungen in den Ländern bei der Mit- 
telvergabe nicht unmittelbar an die Richtlinien 
der Bundesstiftung gebunden sind. 


5. Zu § 5 Abs. 2 

In § 5 Abs. 2 ist folgender Satz anzufügen: 

„Auf Zuwendungen anderer Stiftungen an 
Schwangere und Mütter und Familien ist Satz 1 
entsprechend anzuwenden.“ 

Begründung 

Die Gründe, die bei Leistungen der Bundesstif- 
tung gegen eine Anrechnung als Einkommen 
sprechen, gelten ebenso bei vergleichbaren Hil- 
fen anderer Stiftungen. Eine unterschiedliche 
Behandlung ist nicht gerechtfertigt. Einheitliche 
Regelungen vermeiden Vollzugsschwierigkeiten 
insbesondere bei der Gewährung von Hilfen aus 
Mitteln verschiedener Herkunft. ‘ 


6 . Zu §5 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob die Bevorzugung von Leistungen an wer- 
dende Mütter nach § 5 des Gesetzentwurfs nicht 
auf sämtliche Leistungen ausgedehnt werden 
sollte, die an werdende Mütter im Rahmen des 
Stiftungszweckes nach § 2 Abs. 1 des Gesetzent- 
wurfs gewährt werden. 


7. Zu §6 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens in § 6 
klarzustellen, mit welchem Anfangsvermögen 
die Stiftung ausgestattet wird und welche Mittel 
ihr jährlich zugewendet werden. Ein bestimmtes 
Stiftungsvermögen ist ein notwendiges Erfor- 
dernis für das Entstehen einer Stiftung. Hieran 
fehlt es vorwiegend. Es werden nur jährliche Zu- 
wendungen zur Verfügung gestellt, die ggf. zu- 
rückzuzahlen sind. 


8. Zu §§ 8, 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 10 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 

Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens 

a) in § 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2 klarzustellen, wer die 
Vertreter des Bundesministeriums für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit, wer den Ver- 
treter des Bundesministeriums der Finanzen 
und wer ihre Vertreter (Absatz 3) beruft und 
wie lange ihre Amtsdauer sein soll, 

b) zu prüfen, ob in den §§ 8 und 10 der mit Vor- 
standsrechten und -pflichten ausgestattete 
Geschäftsführer besser im Sinne des Stif- 
tungsrechts als „Vorstand“ bezeichnet wer- 
den sollte und ob es sich empfiehlt, eine Re- 
gelung für seinen Vertreter zu treffen, damit 
die Stiftung nicht handlungsunfähig ist, 
wenn der Geschäftsführer (Vorstand) verhin- 
dert ist. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. (Gesetzentwurf) 

Die Bundesregierung wird soweit wie möglich die 
in den Ländern bestehenden Strukturen bei der 
Vergabe der Mittel nutzen und der daran geknüpf- 
ten Erwartung des Bundesrates Rechnung tragen. 

Zu 2. (vor §§ 1, 5, nach §§ 12 und 13, 14) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, das Gesetz in ein 
Artikelgesetz umzuwandeln, stimmt die Bundesre- 
gierung nicht zu. Eine erneute Prüfung hat ergeben, 
daß die nach dem Gesetzentwurf vorgesehenen und 
die in der Stellungnahme des Bundesrates darüber 
hinaus genannten Leistungen nicht der Einkom- 
mensteuer unterliegen. Es bedarf hiernach keiner 
besonderen Vorschrift über die Steuerfreiheit. Die 
Bundesregierung stimmt daher nur den Vorschlä- 
gen des Bundesrates, Buchstaben b und c, zu. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß der Ge- 
setzentwurf auf Grund dieser Änderung nicht mehr 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf. 

Zu 3. (§ 3 Satz 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu 4. (§ 4 Abs. 3) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Zu 5. (§ 5 Abs. 2) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des 
Bundesrates im Ergebnis zu. Zur Klarstellung 
schlägt sie folgende Formulierung vor: 

„Das gleiche gilt für Leistungen, die aus Mitteln 
anderer von einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts errichteter Stiftungen zur Erreichung des in 
§ 2 Abs. 1 genannten Zwecks gewährt werden.“ 


Zu 6. (§ 5) 

Die Bundesregierung spricht sich gegen die vom 
Bundesrat angeregte Ausdehnung aus, weil da- 
durch geltende Grundsätze des Sozialleistungs- 
rechts zu stark ausgehöhlt würden. 


Zu 7. (§ 6) 

Nach Auffassung der Bundesregierung bedarf es 
der empfohlenen Klarstellung nicht. Nach § 6 Abs. 2 
ist die Bildung eines Stiftungsvermögens vorgese- 
hen, für das Teile der im Gesetz festgelegten Lei- 
stungen des Bundes an die Stiftung verwendet wer- 
den und das darüber hinaus durch Zuwendungen 
Dritter aufgestockt werden kann. 


Zu 8. (§§ 8, 9 Abs. 1 Nr. 1 und 2, § 10) 

Die Bundesregierung hält die angeregten Klarstel- 
lungen aus folgenden Gründen nicht für erforder- 
lich: 

a) Die Vertreter des Bundesministeriums für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit sowie des Bun- 
desministeriums der Finanzen und deren Stell- 
vertreter werden vom jeweiligen Bundesmini- 
ster bestellt. Diese Befugnis bedarf keiner ge- 
setzlichen Regelung. Die Festlegung der Amts- 
dauer bei den Vertretern der Ministerien er- 
scheint nicht sinnvoll, weil die Vertretung im 
Stiftungsrat im allgemeinen mit der Wahrneh- 
mung bestimmter Aufgaben im Ministerium Zu- 
sammenhängen wird. 

b) Der Geschäftsführer der Stiftung ist Vorstand 
im Sinne des Stiftungsrechts. Die Bezeichnung 
„Geschäftsführer“ ist gewählt worden, weil sie 
die Tätigkeit treffend charakterisiert. Die Ver- 
tretung des Geschäftsführers wird in der Ge- 
schäftsordnung geregelt werden. 
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